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OSTDEUTSCHLAND

Reinald Krüger*

Privatisierung ostdeutscher Unternehmen in 
EG-koordinierten Krisenbranchen

Die Privatisierung der ostdeutschen Werft- und Stahlindustrie ist gekennzeichnet durch einen 
Mangel an Kaufinteressenten, durch langwierige, immer wieder verzögerte Verkaufs­

verhandlungen, massive Interventionen von Politikern und Proteste und Betriebsbesetzungen 
von Arbeitnehmern. Welcher besonderen Problematik unterliegt die Treuhandanstalt beim 

Verkauf der Unternehmen in diesen Branchen ? Welchen Einfluß hat die EG-Kommission auf die
Privatisierungsergebnisse ?

In der öffentlichen Diskussion über die Privatisierung 
ostdeutscher Unternehmen richten die jeweils betroffe­

nen Arbeitnehmer, Landes- und Kommunalpolitiker ihre 
Kritik über die erzielten Verkaufsergebnisse primär an die 
Treuhandanstalt, aber auch an die EG-Institutionen, 
wenn diese im Privatisierungsprozeß involviert waren. In 
vielen Fällen berücksichtigt diese Kritik nicht die beson­
dere Problematik und die exogenen Hemmnisse, denen 
sich die Treuhandanstalt und die betreffenden EG-Institu­
tionen gegenübersehen. Gerade wenn Unternehmen aus 
auch im Westen strukturschwachen Branchen zur Privati­
sierung anstehen, impliziert die wettbewerbspolltisch 
wünschenswerte EG-Beihilfenkontrolle, daß die Hand­
lungsalternativen der Treuhandanstalt erheblich einge­
schränkt werden.

Dies resultiert im wesentlichen aus den branchenspe­
zifischen Sondervorschriften, die zur Zeit EG-weit für die 
Landwirtschaft, die Textilindustrie, die Chemiefaserindu- 
strie, die Automobilindustrie, den Schiffbau, den Fische­
rei- und Verkehrssektor, die Kohle- und die Stahlindustrie1 
gelten. Abgesehen vom Verkehrssektor sind diese Indu­
strien nach Ansicht der EG-Kommission durch spezifi­
sche strukturelle Probleme gekennzeichnet, die durch 
längerfristige, nicht-konjunkturelle Überkapazitäten zum 
Ausdruck kommen. Die Ursachen für diese Überkapazi­
täten sieht die Kommission in „einer tiefgreifenden Verän­
derung des weltweiten Gleichgewichts (...) als Folge der 
schnellen technologischen Entwicklung, der Herausbil-

Reinald Krüger, 31, Dipl.-Volkswirt, ist wissen­
schaftlicher Mitarbeiter in der Abteilung Beobach­
tung und Nutzbarmachung neuer Forschungsme­
thoden und -bereiche des HWWA-Institut für Wirt­
schaftsforschung-Hamburg.

dung einer sehr starken Konkurrenz außerhalb der Ge­
meinschaft oder einer anhaltenden Stagnation der Nach- 
frage-oder noch häufiger eine Folge des Zusammenwir­
kens aller dieser Faktoren“2.

Damit konstatiert die Kommission für die von ihr be­
sonders kontrollierten -  nach eigenem Wortlaut „sensi­
blen“ -  Bereiche, daß deren Anpassungsflexibilität zu ge­
ring ist3. Der Wettbewerb ohne administrative Eingriffe 
kann demnach nicht gewährleisten, daß sich das Güter­
angebot an Veränderungen der Nachfragerpräferenzen 
anpaßt und die Produktionsfaktoren entsprechend der 
veränderten Nachfragestruktur in alternative Verwendun­
gen gelenkt werden. Vielmehr wird die Gefahr gesehen, 
daß die EG-Mitgliedstaaten in einen Subventionierungs­
wettlauf gegeneinander eintreten4. Ursächlich dafür ist 
die Angst vor ruinöser Konkurrenz, die vor allem in Bran­
chen zu befürchten ist, in denen hohe Marktaustrittsbar­
rieren aufgrund von Irreversibilitäten5 zu strukturellen 
Überkapazitäten führen. Ein dann resultierender Subven­
tionierungswettlauf würde nicht die Anpassung von Um­
fang und Qualität der Kapazitäten an veränderte Markt­
bedingungen gewährleisten, sondern den Schutz der hei­
mischen Unternehmen vor effizienterer ausländischer

* Dieser Aufsatz ste llt eine grundlegend überarbeitete und aktuali­
sierte Fassung des dritten Kapitels dar, das der Autor für eine Studie 
des HWWA-Institut für W irtschaftsforschung-Ham burg im Auftrag des 
Bundesministeriums für W irtschaft geschrieben hat. Die Studie ist er­
schienen als Hans-Hagen H ä r t e l ,  Reinald K r ü g e r ,  Joachim 
S e e l e r, Marisa W e in h o ld :  Unternehmenssanierung und W ett­
bewerb in den neuen Bundesländern, Sechster Zw ischenbericht ge­
mäß dem Forschungsauftrag des Bundesw irtschaftsm inisterium s „B e­
obachtung und Analyse des Wettbewerbs in den neuen Bundeslän­
dern “ , HWWA-Report Nr. 103, Hamburg 1992.

' Vgl. EG-Kommission: Fair com petition in the internal market: Com­
munity State aid policy, in: European Economy, Nr. 48 ,1991 , S. 7-114, 
hier S. 63-66.

2 EG-Kommission: 21. Bericht über die Wettbewerbspolitik, Brüssel, 
Luxemburg 1992, S: 197.
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Konkurrenz zum Ziel haben6. Damit wäre der marktwirt­
schaftliche Ausleseprozeß vollständig außer Kraft ge­
setzt, da nicht mehr zwangsläufig die ineffizientesten An­
bieter aus den Märkten ausscheiden würden, sondern 
diejenigen mit der geringsten staatlichen Unterstützung.

Beihilfenbedingungen der EG

Um dieser Gefahr zu begegnen, unterstellt die EG- 
Kommission öffentliche Subventionen an die Unterneh­
men einer besonderen, sektorspezifischen Kontrolle. 
Subventionen sind zum Teil grundsätzlich ganz verboten7 
bzw. nur in einer EG-weit geltenden Höhe zulässig8. Dar­
über hinaus sollen Beihilfen nur dann zulässig sein, wenn 
sie innerhalb einer gemeinsamen Branchenkonzeption 
der Mitgliedstaaten zu tolerieren sind. Für die jeweilige 
Branche ist das Ziel eines solchen Konsenses, die Über­
kapazitäten innerhalb der EG konzertiert abzubauen, in­
dem kapazitätserhaltende Beihilfen unterbleiben.

Tatsächlich werden in der Regel Beihilfen an Unter­
nehmen der „sensiblen“ Sektoren nur dann genehmigt, 
wenn sie an die Umstrukturierung des Industriezweiges 
gebunden sind. Das heißt, daß Beihilfen dann eine hohe 
Wahrscheinlichkeit haben, die Zustimmung von der Kom­
mission zu erhalten, wenn mit ihnen gleichzeitig ein Ab­
bau der Produktionskapazitäten am die Beihilfe betref­
fenden Standort verknüpft ist9. Diese Strategie des ge­
meinschaftsweiten Kapazitätsabbaus ist vergleichbar mit 
dem Szenario eines Strukturkrisenkartells. Strukturkri­
senkartelle haben modelltheoretisch die positive Eigen­
schaft, daß sie sicherstellen, trotz der Tendenz zu ruinö­
sem Wettbewerb die Grenzanbieter ausscheiden zu las­
sen. Planmäßige Marktaustritte erfolgen im Modell dann 
solange, bis das Angebotsvolumen allen am Markt ver­
bleibenden Unternehmen wieder normale Profite ermög­
licht10. In der Praxis ist allerdings keineswegs sicherge­
stellt, daß durch die Ersetzung von Wettbewerb durch

3 Zur Anpassungsflexibilität als W ettbewerbsfunktion siehe E. 
K a n tz e n b a c h :  Die Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs, 2. Auf­
lage, Göttingen 1967, S. 17. Vgl. als Überblick bezüglich der Funktionen 
des Wettbewerbs auch K. H e r d z in a :  W ettbewerbspolitik, 3.,
überarb. Aufl., Stuttgart 1991, S. 17-35.

4 EG-Kommission: 21. Bericht über die Wettbewerbspolitik, a.a.O., S. 
197.

5 Je irreversibler die eingesetzten Produktionsfaktoren sind, desto 
stärker sind die Unternehmen „an den Markt gebunden“ . „The commit­
ment effect is stronger the more slowly capital depreciates and the more 
specific it is to the firm (that is, when its resale involves large losses).“ 
J. T i r o le :  The Theory of Industrial Organization, Cambridge,
Mass., 1988, S. 316. Vgl. auch E. K a n tz e n b a c h ,  J. K r u s e :  
Kollektive Marktbeherrschung, Göttingen 1989, insbesondere A b­
schnitte 4.2 und 4.3.

6 Vgl. zum Zusammenhang zw ischen Faktorirreversibilität und sekto­
raler Wirtschaftspolitik J. K r u s e :  Faktorimmobilitäten und sekto­
rale Wirtschaftspolitik, in: Hamburger Jahrbuch für W irtschafts- und 
Gesellschaftspolitik, 33. Jg., 1988, S. 63-77.

staatliche Lenkung wirklich die Grenzbetriebe ausschei­
den11.

Zunächst stellt das Strukturkrisenkartell ohnehin die 
den Kapazitätsabbau überwachende Institution vor die 
kaum lösbare Aufgabe, die zukünftigen nachfrageseiti­
gen Marktentwicklungen quantitativ richtig zu prognosti­
zieren. Die erst mittelfristig wirksame Veränderung von 
Marktstrukturfaktoren ist aber die entscheidende Grund­
lage zur Beantwortung der Frage, ob in dynamischer 
Sicht ein vom Mitgliedstaat vorgeschlagener Kapazitäts­
abbau eine bestimmte Beihilfenhöhe rechtfertigt. Dar­
über hinaus ist immer, wenn wie hier Absprachen über 
Wettbewerbsparameter getroffen werden, die Gefahr ge­
geben, daß die Umstrukturierung einer Branche nicht 
durchgehalten, sondern weiterhin Strukturkonservierung 
betrieben wird12. In einem multinationalen Kontext, wie 
die EG ihn darstellt, ist im besonderen in Frage gestellt, 
daß die Zielsetzung der konzertierten Anpassung er­
reichtwerden kann. Es erscheint beispielsweise undenk­
bar, daß ein innergemeinschaftlicher Konsens dazu füh­
ren könnte, zwar Beihilfen EG-weit zu gewähren, aber nur 
Standorte in einem bestimmten EG-Land mit einem ho­
hen Abbau von Kapazitäten zu belasten, auch wenn sich 
gerade hier die ineffizientesten Betriebe befinden. Bei 
EG-weiten „Strukturkrisenkartellen“ wird im Zweifelsfall 
der Gedanke der „gerechten“ Verteilung der Lasten über 
die Mitglieder die Effizienzmaxime, welche ja die Begrün­
dung für das Kartell ist, dominieren.

Im folgenden soll aber nicht die ökonomische Recht­
fertigung dieser branchenspezifischen Eingriffe erörtert 
werden, vielmehr ist zu diskutieren, welche wettbewerbs­
politisch bedeutsamen Effekte von ihnen auf die Privati­
sierung der betreffenden ostdeutschen Unternehmen 
ausgehen. Immerhin betreffen diese Interventionen 
Branchen, die hinsichtlich der Anzahl der Beschäftigten 
für die gesamte ostdeutsche Wirtschaft und insbeson­

7 Wie in der Stahlindustrie gemäß Art. 4 Buchst, c) EGKS-Vertrag.

8 Wie in der Schiffbauindustrie gemäß Art. 4 Abs. 2 der Siebenten 
Richtlinie des Rates, ABI. L380 vom 3 1 .1 2 . 1990.

9 Vgl. dazu ausführlicher H. v. d. G r o e b e n ,  J. T h ie s in g ,
C.-D. E h le r m a n n  (Hrsg.): Kommentar zum EWG-Vertrag, Bd. 2,
4., neubearb. Aufl., Baden-Baden 1991, S. 2688.

10 H. C o x :  Karte lle -S trukturana lyse ,W ettbew erbsw irkungen und 
wettbewerbspolitische Behandlung, in: H. C o x ,  U. J e n s ,  
K. M a r k e r t  (Hrsg.): Handbuch des Wettbewerbs. W ettbewerbs­
theorie, Wettbewerbspolitik, Wettbewerbsrecht, München 1981, S. 225- 
269, hier S. 252f.

”  Vgl. die ausführlichere Diskussion bei R. B o n e r ,  R. K r ü g e r :  
The Basics of Antitrust Policy. A  Review of Ten Nations and the Euro­
pean Communities, World Bank Technical Paper Nr. 160, Washington,
D.C. 1991, S. 92ff.

12 Vgl. beispielsweise K. H e r d z in a :  Wettbewerbspolitik, 3.,
überarb. Auflage, S tuttgart 1991, S. 152. Schmidt sieht im übrigen die 
Anpassungsflexibilität der Produktionskapazitäten durch Kartelle per 
se gemindert. I. S c h m id t :  W ettbewerbspolitik und Kartellrecht,
3., neu bearb. Aufl., S tuttgart 1990, S. 114.
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dere jeweils für einzelne der neuen Bundesländer eine 
hohe strukturelle Bedeutung besitzen. So sind in Meck- 
lenburg-Vorpommern die Werftindustrie, in Brandenburg 
die Stahlindustrie und im südlichen Sachsen die Textilin­
dustrie regional bestimmende Branchen. Zwar finden 
sich ostdeutsche Standorte in diesen Branchen auch in 
anderen Bundesländern, aber zumindest sind sie in je­
weils einem Bundesland geographisch konzentriert. In 
allen drei genannten Branchen ist die Privatisierung noch 
nicht abgeschlossen, und das öffentliche Interesse für 
das Schicksal der betroffenen Unternehmen ist aufgrund 
ihrer regionalen Bedeutung sehr groß.

Kapazitätsabbau und Beihilfenintensität

Massive Beihilfen sind in den ostdeutschen Krisen­
branchen in der Regel die Voraussetzung dafür, daß die 
Treuhandanstalt Unternehmen privatisieren kann. Frag­
los sind Beihilfen unumgänglich, um die Unternehmen in 
diesen Branchen privatem Kapital und damit auch pri­
vater Verantwortung zuzuführen. Zweifelsohne ist aber 
auch eine Kontrolle dieser Beihilfen dahingehend not­
wendig, ob sie den Wettbewerb zuungunsten der Substi­
tutionskonkurrenz (bei Branchenbeihilfen) oder sogar zu­
ungunsten von Wettbewerbern des gleichen Marktes (bei 
Beihilfen für einzelne Unternehmen) verzerren. Grund­
sätzlich ist es daher zu begrüßen, daß mit der EG-Kom- 
mission eine nicht nationale Kontrollinstanz Beihilfen der 
Treuhandanstalt, des Bundes oder der Länder über­
wacht13.

In den von ihr besonders überwachten Sektoren ver­
langt die Kommission von der Bundesregierung jeweils 
die Vorlage eines Branchengesamtkonzeptes. Darin soll 
vor allem die nach der Umstrukturierung geplante 
Summe der Produktionskapazitäten aller Unternehmen 
in den neuen Bundesländern vorgestellt werden. Wenn 
die Unternehmen für die Umstrukturierung Beihilfen er­
halten, was regelmäßig der Fall ist, drängt die Kommis­
sion gemäß ihrer Strategie in den strukturschwachen 
Branchen auf einen essentiellen Abbau der Gesamtkapa­
zitäten. Dies bedeutet für alle betroffenen Branchen we­
gen der aus DDR-Zeiten resultierenden enormen Über­
kapazitäten einen erheblichen Kapazitätsschnitt, der 
kurzfristig zu einer hohen Zahl von Freisetzungen ost­
deutscher Arbeitnehmer führt. Folglich ist der Kapazitäts­
abbau kritischer Verhandlungsgegenstand zwischen der 
Bundesregierung und der EG-Kommission.

Leider nehmen die Verhandlungen über die -  für die 
Privatisierung der einzelnen Unternehmen entschei­
dende -  Gesamtkapazität relativ große Zeiträume in An­
spruch. Das impliziert die Gefahr des Attentismus bei der 
wirtschaftlichen Entwicklung der neuen Bundesländer14. 
Denn die Treuhandanstalt ist für lange Zeit nicht in der

13 Vgl. H.-H. H ä r t e l ,  R. K r ü g e r ,  J. S e e le r ,  M. W e in ­
h o ld :  Der Einfluß nationaler und europäischer Institutionen auf den 
Wettbewerb in den neuen Bundesländern, HWWA-Report Nr. 100, Ham­
burg 1992, S. 29ff.

14 Vgl. die Beispiele in H.-H. H ä r t e l ,  R. K r ü g e r ,  J. S e e le r ,
M. W e in  h o ld ,  a.a.O., S. 40.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

Rolf Jungnickel
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ISBN 3-87895-398-4
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Lage, die Privatisierung in den betroffenen Branchen vor­
anzutreiben. Einerseits sind die zu verkaufenden Unter­
nehmen ohne Beihilfen für kaufwillige Übernehmer nicht 
interessant. Andererseits schränkt die Beihilfenkontrolle 
den Einsatz eines wesentlichen Wettbewerbsparame­
ters, die Produktionsmenge, ein und verengt damit auch 
den Verhandlungsspielraum der Anstalt. Sollte deshalb 
die EG-Kommission in den betroffenen Branchen von 
vornherein einen „Kapazitätsdeckel“ definieren, an dem 
sich die Treuhandanstalt bei den Verkaufsgesprächen 
über die einzelnen Standorte orientieren könnte?

Dies ist nicht möglich. Die Kommission muß die Kapa­
zitäten in Anlehnung an die letztendlich realisierte Beihil­
fenhöhe gestalten. Der Kapazitätsabbau in den ostdeut­
schen Branchen kann somit nicht a priori erfolgen. Ge­
nauer gesagt, die EG-Kommission steht vor der Situa­
tion, daß sich für sie die gesamteuropäisch akzeptable 
Kapazität der ostdeutschen Unternehmen und die akzep­
table Beihilfe an diese gegenseitig bedingen. Es besteht 
ein Trade-off zwischen dem Kapazitätsabbau und der 
Beihilfenintensität für die hier betrachteten Branchen in 
den neuen Bundesländern, der sich im Modell darstellen 
läßt.

Ein Modell

Das Schaubild zeigt diesen Sachverhalt graphisch. 
Die abgebildete Kurve I beschreibt als Indifferenzkurve 
den Zusammenhang zwischen Beihilfenhöhe und geneh­
migter Kapazität aus der Sicht der EG-Kommission. I er­
klärt positiv die Vorgaben der Kommission an die Treu­
handanstalt15. Alle Punkte auf der Kurve stellen Kombina­
tionen von Beihilfenintensität (etwa als prozentualer An­
teil an der Investitionssumme zur Umstrukturierung) und 
Kapazitätsabbau dar, die die EG-Kommission gerade 
noch akzeptiert und denen sie indifferent gegenüber­
steht. Eingreifen wird sie jedoch nur innerhalb gewisser 
Schwellen (E max) Emin ). Im Beispiel liegen die Eingriffs­
schwellen bei einer Beihilfenintensität von 10% unten 
und 50% oben, was willkürlich gewählt wurde. In dem 
Szenario des Schaubildes toleriert die EG-Kommission 
in der betreffenden Branche folglich alle nach dem Abbau 
verbleibenden Kapazitäten, die geringer sind als die mit 
Emax “  50% korrespondierende, unabhängig von der ge­
währten Beihilfe. Diese Kapazitäten sind zu gering, als 
daß sie die EG-weite Anpassung an die Nachfrage behin­
dern. Vice versa sind die Beihilfeintensitäten unterhalb 
von Emin zu gering, als daß sie eine Kapazitätsbeschrän­
kung durch die Kommission rechtfertigen würden.

15 De facto erfolgen diese Vorgaben nicht d irekt an die Treuhandan­
stalt, sondern indirekt über die Bundesregierung.

Der im Schaubild dargestellte Trade-off zwischen Bei­
hilfenintensität und genehmigter Kapazität stellt letztlich 
eine positive Theorie des Verhaltens der EG-Kommission 
in den ostdeutschen Branchen dar, in denen spezifische 
sektorale Beihilferegelungen gelten. Entscheidend ist, 
daß dieser positiv theoretische Trade-off für die Privati­
sierungstätigkeit der Treuhandanstalt normativen Cha­
rakter hat. Für die Arbeit der Treuhandanstalt bedeutet 
dies, daß die Privatisierung innerhalb des -  durch das 
Strukturkrisenkartellszenario gebildeten -  Rahmens er­
folgen muß. Im Modell des Schaubildes sind nur Privati­
sierungslösungen denkbar, die sich auf oder unterhalb 
der Indifferenzkurve befinden.

Wenn der Treuhandanstalt der Rahmen vor der Privati­
sierung bekannt wäre, stünde sie vor folgendem Optimie­
rungsproblem: Sie müßte unter der Prämisse einer vor­
gegebenen Beihilfenhöhe die Gesamtkapazität, die die 
EG-Kommission für eine Branche in den neuen Bundes­
ländern zuläßt, so auf die Standorte verteilen, daß unter 
den gesetzten Nebenbedingungen (Zahl der Arbeits­
plätze, Investitionsvolumen etc.) der Verkaufserlös für die 
gesamte Branche maximiert wird.

Unsicherheit über den Privatisierungsrahmen

Vor eine sehr viel komplexere und damit schwierigere 
Aufgabe ist die Treuhandanstalt gestellt, wenn ihr die bei­
den Privatisierungsdeterminanten Kapazitätsabbau und 
Beihilfenintensität in ihrer Höhe unbekannt sind. Sie kann 
die Verkaufsverhandlungen mit den potentiellen Investo­
ren nur unter der Unsicherheit über die Summe der je­
weils zugesagten Kapazitäten führen. Für die potentiellen 
Käufer der ostdeutschen Unternehmen stellen die Bei­
hilfe an das übernommene Unternehmen und die von der 
Kommission erlaubte zukünftige Produktionskapazität 
wichtige Aktiva dar. Sie sind daher wesentliche Gegen­
stände der Privatisierungsverhandlungen mit der Treu­
handanstalt.

Für die Treuhandanstalt kann sich deshalb bei jedem 
Verkaufsgespräch das Dilemma ergeben, daß sie wegen 
der Unkenntnis der Gesamtkapazität der Branche unter 
der Voraussetzung verhandeln muß, quasi einen Vorrat 
an Kapazität für die Betriebe zu behalten, deren Verkauf 
noch nicht so weit fortgeschritten ist16. Analog besteht für

16 Weil die Entscheidung, einen Standort mit e iner bestimmten Kapazi­
tä t auszustatten, irreversibel ist, hat für die Treuhandanstalt d ie Bewah­
rung der Option, „Kapazität zuteilen zu können", einen ökonomischen 
Wert, den „option va lue“ . Mit der Entscheidung wird die Option „Ver­
gabe von Kapazität“ zu einem gewissen Teil e lim iniert, und dies ist be­
sonders dann bedeutsam, wenn zu einem späteren Zeitpunkt eine ge­
änderte Informationslage dazu führt, daß das „Aufbewahren“ von Kapa­
zität d ie zu präferierende Alternative gewesen wäre. Vgl. B. S. 
B e r n a n k e  : Irreversibility, Uncertainty, and C ydica l Investment, in: 
Quarterly Journal of Economics, 98. Jg., 1983, S. 85-106, hier S. 88.
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Tabelle 1
Privatisierung der ostdeutschen Werftindustrie

W erft­
standort

Neubau­
kapazität 
Ju li 1990 
in CGT

Arbeits­
plätze im 
Neubau 
Juli 1990

Neubau­
kapazität 
1995 
in CGT

Arbeits­
plätze 
im Neu­
bau 1995

Von der EG 
genehmigte 
Beihilfen­
quoten 
(20. 7. 1992)

Steht der 
zukünftige 
Erwerber 
fest?

Privatisierungsstand 
Seit wann Zukünf- Zahl der 
steht der tiger aktuellen 
zukünftige Erwer- Bewerber 
Erwerber ber 
fest?

Wismar 87 275 6 212 100 000 1 790 35,7% ja 17. 3. 1992 Bremer 
Vulkan AG

-

Warnow 133 804 5 722 85 000 1 875 35,8% ia 17. 3. 1992 Kvaerner
a.s.

-

Neptun 97 042 7 873 0 0 0% nein - 1°

Peene 0* 3 656 35 000 770 23,9% ja 17. 3. 1992 Hegemann-
Gruppe

-

Stralsund 183 030 7 899 85 000 2 275 ? b nein - ~ 2

Bolzenburg 38 228 1 875 22 000 540 ?b nein - - 3

Roßlau 5 662 1 245 0 0 ?b nein - - 1"

Insgesamt 545 041 34 482 327 000 7 250 - - - - -

* Die Kapazität ist mit Null angegeben, da sie sich nur auf den m ilitärischen Marineschiffbau bezog.
6 Noch nicht von der EG entschieden.
‘  Im Som m er 1992 noch zwei Bieter (Management und Bremer Vulkan), d ie sich je tz t konsortial bewerben. 
‘  Überführung in d ie Management-KG.

Q u e l le :  Eigene Darstellung nach Daten der Treuhandanstalt, Stand 27.10. 1992.

die zukünftigen Erwerber, deren Verhandlungen mit der 
Treuhandanstalt am weitesten gediehen sind, das Inter­
esse, die ihnen zugesprochene Beihilfe schon deswegen 
möglichst groß ausfallen zu lassen, damit die Kapazitäts­
summe der Branche geringer wird. Damit würde nämlich 
der „Kapazitätsschnitt“ für die Bewerber um die anderen 
Standorte sehr groß werden17. Folglich bestimmt -  zumin­
dest theoretisch -  das Verhandlungsergebnis des zuerst 
agierenden Käufers, wieviel „lästige Konkurrenten“ er 
später haben wird.

Im Endeffekt besteht also in den hier betrachteten 
Branchen die akute Gefahr, daß ein sogenannter „first- 
mover-advantage“18 bezüglich der zukünftigen Kapazi­
tätsausstattung gegeben ist. Wer zuerst ein ostdeutsches 
Unternehmen erwerben würde, hätte seine Kapazität si­
cher, während die Nachfolger den verbleibenden Kapazi­
tätskuchen aufteilen müßten. Darüber hinaus würde da­
bei die Reihenfolge der Kapazitätszuteilung wahrschein­

17 Insofern kann diese Strategie des Erwerbers des ersten zum Verkauf 
stehenden Standortes als gezielter Aufbau von strategischen M arktzu­
trittsbarrieren charakterisiert werden.

18 Vgl. als Überblick über die theoretische und em pirische Bedeutung 
des „first-mover-advantages" in der industrieökonomischen Literatur
F. M. S c h e re r ,  D. R o s s :  Industrial Market S tructureand Eco­
nomic Performance, 3. Aufl., Boston 1990, S. 586ff.

19 Tabelle 1 g ib t den derzeit aktuellen Stand der W erftenprivatisierung 
wieder, wobei sich alle Angaben ausschließlich auf den Schiffsneubau 
beziehen. Insbesondere zukünftige Kapazitäten im Schiffsreparaturbe­
reich werden nicht berücksichtigt, da sie für die hier behandelte Frage­
stellung irrelevant sind.

lieh nicht nach Effizienzgesichtspunkten erfolgen. Das 
heißt, daß nicht zu gewährleisten ist, daß derjenige Be­
trieb die meisten Kapazitätseinheiten erhält, der sich als 
der produktivste erweisen wird, sondern derjenige, der 
am schnellsten verkauft wird.

Das Beispiel ostdeutsche Werftindustrie

Die angesprochene Problematik wird empirisch deut­
lich am Beispiel der Privatisierung der ostdeutschen 
Werftindustrie (vgl. Tabelle 1)19. Die Treuhandanstalt 
hatte nach langwierigen Verhandlungen mit Kaufinteres­
senten und kontroversen Diskussionen mit Vertretern der 
Bundesregierung und der Landesregierung von Mecklen- 
burg-Vorpommern über die Form der Privatisierung (so­
genannte Verbund- oder Einzellösung) letztlich Mitte 
März diesen Jahres für drei Standorte Erwerber präsen­
tieren können20. Die zukünftige Gesamtkapazität aller 
ostdeutschen Werften stand aber erst vier Monate später, 
seit der Ratsentscheidung vom 20. Juli diesen Jahres, 
fest21. Danach ist als Kompensation für die zu gewähren-

20 Vgl. R. K r ü g e r :  Für Wettbewerb bei der Privatisierung, in:
WIRTSCHAFTSDIENST, 72. Jg. (1992), H. 3, S. 114-115.

21 Im Gegensatz zu Branchen wie der Kraftfahrzeugindustrie, wo sich 
die EG-Kommisslon bei der Beihilfenkontrolle auf Art. 93 Abs. 1 EWG- 
Vertrag beruft, ist in der Schiffbauindustrie der Rat der Europäischen 
Gemeinschaften in d ie Festlegung eines strengeren Rahmens für die 
Zulassung von Beihilfen einbezogen. Vgl. EG-Kommission: 21. Bericht 
über die W ettbewerbspolitik, a.a.O., S. 197.
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Privatisierungsrahmen der EG-Kommission 
in EG-weit koordinierten Branchen

Beihilfen-

Q u e l le :  E igene Darstellung.

den Beihilfen die Neubaukapazität gegenüber dem Stand 
vom Juli 1990 bis Ende 1995-entgegen dem Votum des 
europäischen Parlamentes, das einen höheren Kapazi­
tätsschnitt befürwortete -  um 40% zu reduzieren. Dieser 
Abbau muß gemäß eines spezifischen Abbauplanes er­
folgen, der für alle verbleibenden Standorte zwischen der 
Bundesregierung und der Treuhandanstalt noch auszu­
handeln ist und dessen Einhaltung später von der Kom­
mission überwacht wird.

Die mit der Entscheidung des EG-Rates, die dem Kom­
missionsvorschlag nur eine verschärfte Überwachung 
der Beihilfewirkungen hinzugefügt hat, gestatteten Bei­
hilfen für die ostdeutschen Werften sind ausdrücklich 
nicht auf die Kosten von Neubauaufträgen bezogen. Das 
wird in der publizistischen Darstellung häufig vergessen. 
Die Beihilfenregelung für die ostdeutschen Werften un­
terscheidet sich in diesem Punkt fundamental von der 
Regelung, die bis zum 31.12.1993 für die anderen EG- 
Werften gilt. Für diese besteht nämlich eine Obergrenze 
für Produktionsbeihilfen in Höhe von 9% bezogen auf das 
in Auftrag genommene Schiff22; die Beihilfe hier ist also 
„contract-related“ . Die Werftstandorte in den neuen Bun­
desländern dürfen demgegenüber die Beihilfen nur in 
drei spezifischen Formen erhalten:

□  als Annullierung der Schulden, die vor dem 1.7.1990 
bestanden23,

□  als Liquiditätshilfe (sogenanntes „fresh Capital“),

□  zum Ausgleich von Verlusten während der Restruktu­
rierungsphase, die aufgrund fortbestehender technischer

WIRTSCHAFTSDIENST 1992/XI

Ineffizienzen und Produktivitätsnachteilen gegenüber 
anderen europäischen Werften entstehen.

Die Grundlage, auf die sich die bewilligte Beihilfenin­
tensität bezieht, ist eine künstlich gebildete Norm, die so­
genannte „reconstructed turnover norm“24. Entsprechend 
ihrer Konstruktion arbeitet die „reconstructed turnover 
norm“ mit der Prämisse, daß die ostdeutschen Werften 
nach der Restrukturierungsphase mit einer EG-durch- 
schnittlichen Produktivität operieren. Laut EG-Beschluß 
darf die Beihilfe ein Maximum von 36% des „reconstruc­
ted turnover“ über die gesamte Restrukturierungsphase 
nicht überschreiten, wobei die Beihilfe spätestens bis 
zum 31.12.1993 ausgezahlt sein muß. Eine genaue Bei­
hilfenquote ist von der Kommission erst in den Fällen der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben worden, in denen die 
Werften bereits einen Erwerber vorweisen konnten. Auf­
grund der unterschiedlichen Kapazitätsentwicklung der 
drei Werften wird ihnen auch eine unterschiedlich hohe 
Beihilfenintensität genehmigt25.

Überträgt man die Rats-Entscheidung vom 20. Juli in 
das Modell des Schaubildes, dann ist auf der Indifferenz­
kurve ein diskreter Punkt festgelegt worden. Die Treu­
handanstalt kennt jetzt also die entscheidenden Privati­
sierungsparameter. Allerdings sind die Standorte Wis­
mar, Warnow und Peene bereits vorher mit einer vorbe- 
haltlichen Kapazität den Käufern angeboten worden. Für 
die Standorte Stralsund, Boizenburg und Roßlau (die 
Neptun-Werft operiert zukünftig nur als Reparaturbe­
trieb), bei denen bislang kein Erwerber vorliegt, verbleibt 
daher nur eine Kapazität von 107 000 CGT. Die nach der 
derzeit geplanten Aufteilung dieser Restkapazität verge­
benen Tonnen für Stralsund und Boizenburg liegen er­
heblich unter den ursprünglichen Unternehmenskonzep­
ten dieser Werften; Roßlau, die einzige Werft, die nicht in 
Mecklenburg-Vorpommern liegt, ist bisher sogar ohne 
Neubaukapazität ausgestattet. Es ist abschließend nicht 
zu bewerten, ob die drei als erste vergebenen Werftstand­
orte durch den oben dargestellten „first-mover-advan- 
tage“ eine höhere Kapazität erhalten haben, als wenn alle

22 ABI. C10 vom 16. 1 .1992.

23 Zwar dürfen Schulden unter dem „a lten politischen System" ohne­
hin abgeschrieben werden, allerdings nur bis auf 40%, die nach Ansicht 
der Kommission „ausstehendem  Kredit" für Anlagen entsprechen, die 
noch existieren und für den Neubau nach der Vereinigung benutzt wer­
den könnten. Diese verbleibenden 40% können während der Restruktu­
rierungsphase abgeschrieben werden.

24 Dieser künstliche Umsatz errechnet sich als: Zahl der am 31. 12. 
1995 verbliebenen Arbeitnehm er gemäß Kapazitätsschnitt m ultipliziert 
mit dem jährlichen Output eines durchschnittlichen EG-W erftarbeiters.

25 Vgl. Tabelle 1. Die Spalte „Von der EG am 20. 7 .1992  genehmigte 
Beihilfenquoten“ hat bislang nur Indikativen Charakter, da eine Einzel­
fallentscheidung, die den Werften individuelle Quoten genehmigt, noch 
aussteht.
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Werften die Chance gehabt hätten, simultan ihre Kapazi­
täten für 1995 zu verhandeln.

Politische Einflußnahme

Immerhin ist zu berücksichtigen, daß die Treuhandan­
stalt bei der Aushandlung der Bedingungen für die Käufer 
Bremer Vulkan, Kvaerner und Hegemann nach eigenen 
Aussagen in engem Kontakt mit der EG-Kommission 
stand und somit die zukünftigen Kapazitäten für die 
Standorte Wismar, Warnow und Peene sozusagen abge­
stimmt entstanden. Für das Bemühen der Treuhandan­
stalt, die in dieser Branche erschwerten Privatisierungs­
bedingungen möglichst effizient zu meistern, spricht 
ganz eindeutig dieTatsache, daß die Anstalt versucht hat, 
ex ante die „Vorstellung“ der EG-Kommission bezüglich 
Kapazität und Beihilfe in einer „richtigen“ Größenordnung 
zu antizipieren. De facto liegt die Gesamtkapazität, von 
der sie ausgegangen ist, nur um wenige tausend Tonnen 
über der letztlich genehmigten. Im Modell gesprochen hat 
sie damit den Trade-off aus dem Schaubild annähernd 
zutreffend simuliert und damit die Gefahren der Unsicher­
heit über die wichtigsten Parameter minimiert.

Störungen kamen von der politischen Seite. Die Lan­
desregierung von Mecklenburg-Vorpommern sprach sich 
vehement für die Neubaulösung der Meyer-Werft in Muk­
ran aus. Diese neu zu errichtende Werft hätte natürlich 
mit einer Neubaukapazität ausgestattet werden müssen, 
die zu Lasten der „traditionellen Standorte“ gegangen 
wäre. Wäre Meyer nicht von selbst abgesprungen, hätte 
das Konzept der Treuhandanstalt keine Chance auf Rea­
lisierung gehabt. In den hier behandelten Branchen sieht 
sich die Treuhandanstalt folglich immer der Gefahr aus­
gesetzt, daß ihre Privatisierungskonzepte, die ex ante in 
korrekter Weise die Ex-post-Vorgaben der EG antizipie­
ren mögen, durch politische Partikularinteressen torpe­
diert werden.

Die Treuhandanstalt ist jeweils bemüht, die ihr anver­
trauten Unternehmen so in ihrer ursprünglichen Kapazität 
zu beschneiden, daß sie insgesamt in den Kapazitätsrah­
men der EG (bei gegebener Beihilfenhöhe) passen. Aller­
dings wirken auf die einzelnen Standorte partikulare In­
teressen, die sich letztendlich jeweils für Kapazitätser­
haltung aussprechen. Damit verschlechtert sich für die 
Treuhandanstalt aber die Chance, einen allseits akzep­
tierten Kompromiß über den Kapazitätsschnitt zu erzie­

28 Tabelle 2 gibt den derzeit aktuellen Stand laut Treuhandanstalt w ie­
der. Trotz der Ungewißheit hinsichtlich des Engagements der Krupp 
Stahl AG in Eisenhüttenstadt ist für EKO ein potentieller Investor ange­
geben worden.

27 Der Erwerber Riva hat bislang keine Beihilfen beantragt.

28 Für Riesa bezieht sich die Genehmigung derzeit nur auf Grund und 
Boden, und für Freital wurden kürzlich erst d ie Kaufverträge unter­
schrieben.

len. Im Fall der ostdeutschen Werftindustrie bleibt dem­
entsprechend abzuwarten, wie das Schicksal der Elbe­
werft Roßlau, die sich im „Kapazitätsstreit vergessen“ 
fühlt, noch auf das jetzige Gesamtkonzept wirken wird. 
Das Unternehmen hat den Druck auf die Landesregie­
rung von Sachsen-Anhalt erhöht, sich für Hochseeton­
nage und somit für den Erhalt des Neubaustandortes 
Roßlau einzusetzen.

Privatisierung der ostdeutschen Stahlindustrie

Die theoretisch und für die ostdeutschen Werften em­
pirisch angesprochenen Probleme existieren auch für die 
Privatisierung der ostdeutschen Stahlindustrie. Der Pri­
vatisierungsstand der ostdeutschen Stahlindustrie (vgl. 
Tabelle 2)26 läßt sich dadurch kennzeichnen, daß zwar für 
zwei Drittel aller ostdeutschen Standorte Erwerber ge­
funden wurden, aber daß bis auf Brandenburg/Hennigs­
dorf27 die EG-Kommission höchstens den jeweiligen -  
aus dem Verkauf resultierenden -  Zusammenschluß ge­
nehmigt hat28 und noch nicht die beantragten Beihilfen. 
Für die Walzwerke llsenburg GmbH genehmigte die 
Kommission am 24.6.92 lediglich Investitionsbeihilfen in 
Höhe von 23% im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
und in Höhe von 12% bzw. 8% (ab 1992) nach dem Inve­
stitionszulagengesetz.

Tabelle 2
Privatisierung der ostdeutschen Stahlstandorte

Stahl- Erwerber Datum Genehmigung1 Zahl der
Standort des der EG- aktuellen

Erwerbs Kommission Bewerber
a) Fusion
b) Privatisierung

Brandenburg Riva 16. 1. 1992 a) Juni 1992 -

b) 15. 4. 1992
Hennigsdorf Riva 15. 1 .1992  a) Juni 1992 -

b) 15. 4. 1992
Maxhütte Arbed 9. 4. 1992 a) -

(Europrofil) b) zur Zeit geprüft
llsenburg Preussag 5. 3. 1992 a) Sept. 1991 -

Stahl b) zur Zeit geprüft
ESW Freital Boschgott­ 23. 10. 1992 a) -

hardshütte b)
EKO - -  - 1a
Finow - _  - 3
Gröditz - -  - 1
Riesa Feralpi 5. 3. 1992 a) nur Grund -

und Boden 
b) zur Zeit geprüft

1 Die EG-Kommisslon prüft gemäß Artikel 66 EGKS-Vertrag (wird vom 
Investor beantragt) die Unternehmensfusion und gemäß Artikel 6 Abs. 2 
der Entscheidung Nr. 3855/91/EGKS die Privatisierung. 
a Derzeit erscheint eine Übernahme durch den einzigen Bewerber, die 
Krupp Stahl AG, nach der Unterbrechung der Verhandlungen unwahr­
scheinlich. A llerdings bleibt die Treuhandanstalt weiterhin mit Krupp „in 
Kontakt“ . Für das Kaltwalzwerk (ohne die von Krupp gewünschte 
Warmwalzkapazität) gab es mehrere Bieter, die Jedoch jeweils erheb­
lich weniger Arbeitsplätze garantierten.

Q u e l le :  Eigene Darstellung nach Daten der Treuhandanstalt, Stand 
27. 10. 1992.
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Tabelle 3
Von den Unternehmen insgesamt geplante 

Kapazitäten in der ostdeutschen Stahlindustrie 
in 1000 t

Ende des 
Jahres

1989 1990 1991 1992 1993 1994

Roheisen 3 100 2 250 2 075 1 800 1 400 1 400
Rohstahl
Halbzeug

8 885 7 710 6 315 5 115 4 915 5 277

(gewalzt)
Warmwalz­

5 110 4 530 3 830 3 030 2 336 2 336

produkte
Kaltwalz­

5 048 4 248 4 077 3 671 3 671 3 751

produkte 1 730 1 730 1 730 1 730 1 730 1 730

Q u e l le :  E igene Darstellung nach Daten der Treuhandanstalt, Stand 
28. 7. 1992.

Mit der Genehmigung dieser Beihilfen für llsenburg 
verband die Kommission die Aufforderung an die Bun­
desregierung, ihr quasi als Verhandlungsgrundlage die 
Planungen für die Gesamtkapazitäten der ostdeutschen 
Stahlindustrie mitzuteilen. Dies ist Ende Juli diesen Jah­
res erfolgt, wobei die Bundesregierung lediglich unkom- 
mentiert die Summe der von den Unternehmen geplanten 
Kapazitäten nach Brüssel gemeldet hat (vgl. Tabelle 3).

Es ist zu fragen, ob es angesichts der aufgezeigten Ge­
fahren nicht zu spät ist, fünf Monate nach dem Verkauf 
der Stahlstandorte in Brandenburg und Hennigsdorf an 
Riva eine Verhandlungsgrundlage zu erstellen bzw. anzu­
fordern29. Daß ein hoher Bedarf an diesem Privatisie­
rungsrahmen besteht, ist evident. So sollte doch die 
Eisenhüttenstädter EKO Stahl AG nach Planungen der 
Krupp Stahl AG, die bis Oktober diesen Jahres als siche­
rer Erwerber angesehen wurde, eine neue Warmbander­
zeugungsanlage erhalten. Gerade im Bereich der Warm­
walzprodukte bestehen aber weiterhin EG-weit Überka­
pazitäten30. Krupps Konkurrenten -  insbesondere Thys­
sen-hatten auch schon ihren Protest angemeldet, sollte 
Krupp Beihilfen für die Warmwalzerzeugung erlangen. 
Krupp verlangte offiziell nur Beihilfen für den Bau eines 
Elektrostahlwerkes am gleichen Standort und für die Mo­
dernisierung des bestehenden Kaltwalzwerkes. Die EG- 
Kommission zeigt sich allerdings skeptisch, ob eine ein­
wandfreie Zuordnung der Beihilfen möglich sein wird, 
wenn die Warmwalzkapazität aufgebaut wird.

Nicht auszuschließen ist, daß Erwerber von Stahl­
standorten neue Kapazitäten errichten bzw. bestehende 
übernehmen, ohne dafür Beihilfen zu beantragen. Dies 
scheint derzeit bei dem Riva-Engagement in Branden­
burg und Hennigsdorf der Fall zu sein. Problematisch 
wäre dann eine Situation, in der die EG-Kommlssion die 
Genehmigung für Beihilfen anderer Unternehmen an die 
Bedingung knüpft, daß die Kapazität für die ostdeutschen

Anbieter insgesamt begrenzt wird. Da niemandem die Er­
richtung von Kapazitäten mit eigenen Mitteln verwehrt 
werden kann, würde dies auf einen Beihilfestopp bei den 
betreffenden Stahlsorten hinauslaufen und die Privati­
sierungschancen der betroffenen Unternehmen mindern. 
Auch in diesem Fall hätte die Riva-Gruppe den „first- 
mover-advantage“ realisiert.

Politische Partikularinteressen

Im Ergebnis bleibt allerdings auch für die Privatisie­
rung der ostdeutschen Stahlindustrie festzuhalten, daß 
die institutionell bedingten Privatisierungsprobleme in 
EG-koordinierten Branchen durch politische Partikularin­
teressen multipliziert werden. Von ihnen gehen gravie­
rende Störungen sowohl einer zügigen, am Erhalt von 
möglichst vielen Arbeitsplätzen orientierten Privatisie­
rung als auch einer den regionalpolltischen Erfordernis­
sen gerecht werdenden und dabei keine Wettbewerbsver­
zerrungen hervorrufenden Kapazitätsanpassung aus.

Der Verkauf der Sächsischen Edelstahlwerke in Freital 
ist dafür ein Beleg. Die Treuhandanstalt hatte sich für die 
Liquidation des Standortes ausgesprochen. Zum einen 
schien dies vor dem Hintergrund der Krise auf dem Edel­
stahlmarkt und dem Zustand der alten Produktionsanla­
gen gerechtfertigt zu sein. Darüber hinaus hätte eine Still­
legung aber sicherlich auch einen Spielraum für die Treu­
handanstalt in ihrem Bemühen gebracht, auch für die 
Stahlstandorte den Privatisierungsrahmen ex ante zu an­
tizipieren.

Der Druck der Regierung in Sachsen -  unter anderem 
mittels einer Intervention beim Bundeskanzler-war aller­
dings stärker. Eine zunächst vom Ministerpräsidenten 
präferierte Fusion mit der bayerischen Neue Maxhütte 
Sulzbach-Rosenberg kam zwar nicht zustande, weil de­
ren Gesellschafter eine Übernahme ablehnten. Doch mit 
Hilfe massiver finanzieller Unterstützung durch die Treu­
handanstalt und den Freistaat Sachsen übernimmt jetzt 
die Siegener Boschgotthardshütte den Freitaler Stand­
ort31 . Insofern ist der Freital-Verkauf ein gutes Beispiel für 
die Privatisierungshemmnisse, denen die Treuhandan­
stalt in EG-koordinlerten Branchen ausgesetzt Ist.

29 Möglicherweise hat bei den ostdeutschen W erften die entschei­
dende Rolle des Rates im Verfahren und damit die Einflußnahme von 
Regierungen anderer europäischer Schiffbauländer den Druck auf die 
Kommission erhöht, schnell auf die Festlegung des Privatisierungsrah­
mens zu drängen.

30 Die in Tabelle 3 dargestellten Planungen der ostdeutschen Stahlun­
ternehmen weisen -  abgesehen von den Kaltwalzprodukten -  gerade 
für den Warmwalzbereich mit einem Kapazitätsrückgang auf nur 74% 
des Niveaus von 1989 den geringsten Kapazitätsschnitt auf. Bei Rohei­
sen ist immerhin ein Rückgang auf 45%, bei Rohstahl auf 59%  und bei 
Halbzeug auf 46%  geplant.

31 Die EG-Kommission wird sehr genau prüfen, ob diese Beihilfen mit 
ihren Vorgaben an die Treuhandanstalt vereinbar sind.
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